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Protokoll: Ausschuss für Stadtentwick-
lung und Technik des Ge-
meinderats der Landes-

hauptstadt Stuttgart 

Niederschrift Nr. 

TOP: 

503 

21 

 Verhandlung Drucksache: 1063/2023 
      

GZ: T 

Sitzungstermin: 12.12.2023 

Sitzungsart: öffentlich      

Vorsitz: BM Thürnau 

Berichterstattung: Herr Töpfer (AWS) 

Protokollführung: Frau Zetzsche / th 

 

Betreff: 
 

 

Abfallgebührenvorlage für das Jahr 2024; Änderungen 

der Satzungen:  
- Abfallwirtschaftssatzung (AfS),  
- Satzung der Stadt Stuttgart ü. die Erhebung v.  

  Hausgebühren (HGS),  
- Satzung über die Vermeidung und Entsorgung v. 
  mineralischen Abfällen 
 

Beratungsunterlage ist die Vorlage des Technischen Referats vom 11.12.2023, 
GRDrs 1063/2023, mit folgendem  
 

Beschlussantrag: 
 
1. Den folgenden Gebühren- und Entgeltfestsetzungen bzw. -änderungen jeweils 

zum 1. Januar 2024 wird zugestimmt (Anhang 4 zur Anlage 1): 
 
1.1 Die Restabfallgebühren werden gegenüber 2023 um durchschnittlich 12,37 % 

erhöht. Der sich hieraus für den Stuttgarter Gebührenzahler ergebenden Er-
höhung der Gesamtbelastung von rd. 7,7 Mio. € pro Jahr wird zugestimmt. 

 

1.2 Die Bioabfallgebühren bleiben gegenüber 2023 unverändert.  
 
1.3 Die Gebühren für Großanfallstellen werden gegenüber 2023 um durchschnitt-

lich 10,09 % erhöht. 
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1.4 Die Gebühr für Direktanlieferer an der Abfallverbrennungsanlage Stuttgart-
Münster wird gegenüber 2023 um 13,49 % erhöht. 

 
1.5 Die Gebühren für Behälteränderungen bei den 60 l - 240 l Behältern und 
 den 1,1 cbm-Behältern bleiben gegenüber 2023 unverändert. 

 
1.6 Die Gebühren für Zusatzleerungen von Abfallbehältern bleiben gegenüber 

2023 unverändert. Im Einzelnen wird auf den Anhang 4 zur Anlage 1 verwie-

sen. 
 
1.7 Für das Aufstellen von Abfallbehältern bei Festen und Veranstaltungen wer-

den die Gebühren nicht erhöht. 
 
1.8 Die Gebühr für Expresssperrabfall bleiben gegenüber 2023 unverändert. 

 
1.9 Die Gebühren für "brennbare Renovierungsabfälle" auf den Wertstoffhöfen 

bleiben gegenüber 2023 unverändert. 

 
1.10 Die Gebühr für Mehrmengen beim Sperrabfall und die Gebühr bei Anliefe-

rung auf den Wertstoffhöfen ohne Karte bleiben gegenüber 2023 unverän-

dert. 
 
1.11 Die Entgelte der mineralischen Deponie erhöhen sich - je Tonne zzgl. Um-

satzsteuer - in 2024 gegenüber 2023 wie folgt: "Verunreinigter Bodenaushub 
Kl. " on 32,00 € auf 34,00 €, "Mineralische Schlämme Kl. 1" bleiben bei 
38,00 €, "Sonstige mineralische Abfälle Kl. 1" von 30,00 € auf 33,00 €, "As-

bes" von 85,00 € auf 88,00 €, "Verunreinigter Bodenaushub Kl. 2" von 
42,00 € auf 44,00 €, "Mineralische Schlämme Kl. 2" bleiben bei 50,00 €, 
"Sonstige mineralische Abfälle Kl. 2" von 41,00 € auf 43,00 €, "Grenzwertige 

Abfälle Kl. 2" bleiben bei 48,00 €. 
 
2. Der sich aus der gebührenrechtlichen Nachkalkulation 2022 der Abfallwirtschaft 

ergbende Überschuss von 6.347.427,45 € wird in dieser Höhe den "Sonstigen 
Verbindlichkeiten" zugeführt. In die Abfallgebührenkalkulation 2024 werden Über-
schüsse aus Vorjahren in Höhe von 5.651.500,00 € einbezogen 

 

3. In die Kalkulation 2024 der mineralischen Deponie werden Überschüsse und Ver-
luste aus Vorjahren im Saldo in Höhe von 10.729,95 € einbezogen. 

 

4. Die Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt Stuttgart über die 
Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen (Abfallwirtschaftssatzung 
der Landeshauptstadt Stuttgart - AfS -) vom 4. Dezember 1997 (Amtsblatt Nr. 

51/52 vom 18. Dezember 1997, zuletzt geändert am 1. Dezember 2022 (Amtsblatt 
Nr. 49 vom 8. Dezember 2022; Stadtrecht 7/10) wird gemäß Anlage 2 erlassen. 

 

5. Die Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt Stuttgart über die 
Erhebung von Hausgebühren (Hausgebührensatzung - HGS -) vom 
30. November 1978 (Amtsblatt Nr. 49 vom 7. Dezember 1978, zuletzt geändert am 

1. Dezember 2022 (Amtsblatt Nr. 49 vom 8. Dezember 2022; Stadtrecht 7/9), wird 
gemäß Anlage 3 erlassen. 
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6. Die Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt Stuttgart über die 
Vermeidung und Entsorgung von mineralischen Abfällen aus dem Stadtgebiet von 

Stuttgart vom 5. Dezember 2013 (Amtsblatt Nr. 50 vom 12. Dezember 2013, zu-
letzt geändert am 1. Dezember 2022 (Amtsblatt Nr. 49 vom 8. Dezember 2022; 
Stadtrecht 7/18) wird gemäß Anlage 4 erlassen.  

 
 
Die Beratungsunterlage ist dem Originalprotokoll sowie dem Protokollexemplar für die 

Hauptaktei beigefügt.  
 
 

StR Kotz (CDU) konstatiert, die Erhöhung sei nachvollziehbar begründet, er bittet, in 
Zukunft ein besonderes Augenmerk darauf zu legen, wo man wirtschaftlicher sein und 
Kosten einsparen könnte. Gerne könne in diesem Rahmen auf den Gemeinderat zuge-

gangen werden, der unterstützend zur Seite zu stehen könnte, falls zukunftsträchtige 

Investitionen notwendig sein sollten. 

StRin Schanbacher (SPD) hält ergänzend fest, die Kostensteigerung betreffe alle Mieter 

gehaltsunabhängig gleichermaßen. Daher sei zu überlegen, ob diese in Zukunft auch 
Teil der Daseinsvorsorge der Stadt sein könne, indem man Investitionen der AWS be-

zuschusse statt quersubventioniere. 

BM Thürnau versichert, dass die AWS hinsichtlich der Erhöhung der Wirtschaftlichkeit 
alle Möglichkeiten ausreize. Er erläutert, worauf die Gebührenerhöhungen fußen; sie 

seien allesamt "extern" und nicht "auf dem Mist der AWS gewachsen": 
 

 4,6 % Brennstoffhandelsemissionschutzgesetz 

 3,2 % Verwertungsmehrkosten Bioabfall 

 1,2 % Verteuerung bei Beschaffung Abfallsammelfahrzeuge 

 8,8 % Tarifabschluss 
 
Für die Erhöhung von 2,4 % für die Schaffung von 40 neuen Stellen sei seitens des 
Technischen Referates lange mit der Kämmerei diskutiert worden; Ziel sei es, die seit 

Jahren hart arbeitenden Kollegen dadurch zu entlasten. 

Zusammengefasst ergebe sich eine Gebührensteigerung von ca. 20 %; abzüglich 7,7 % 
aus der noch vorhandenen Rücklage sei eine Erhöhung der Restabfallgebühren von 

12,37 % zu verzeichnen. Der Rückgriff auf eine Rücklage sei im kommenden Jahr nicht 

mehr möglich, mahnt BM Thürnau. 

StRin Schanbacher konkretisiert ihre zuvor getroffene Aussage, sie sei sich mit 
StR Kotz einig, dass man der AWS gerne mit Investitionszuschüssen helfen möchte, 
damit keine weiteren Kosten für die Mieter entstünden. Keinesfalls kritisiere sie eine 

Erhöhung des Personals oder deren angemessene Bezahlung. 

BM Thürnau bezweifelt daraufhin die Erfolgsaussichten einer Diskussion mit der Käm-

merei über die kommunale Subventionierung der AWS. Herr Töpfer (AWS) bedankt sich 
ausdrücklich für die angebotene Unterstützung und führt aus, der größte Teil der Kosten 
liege im Wesentlichen im Personal, von daher sei eine Investitionsfinanzierung schwie-

rig. 
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BM Thürnau stellt fest: 
 

 Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Technik stimmt dem Beschlussantrag 
einmütig zu (2 Enthaltungen). 

 

 
Zur Beurkundung 
 

 
 
 

Zetzsche / th 
 
  



 

 

Verteiler: 
 
I. Referat T 

 zur Weiterbehandlung 
 AWS (2) 
 wg. BA AWS 

 
II. nachrichtlich an: 
 

 1. Herrn Oberbürgermeister 
 2. S/OB 
 3. Referat AKR 

  Haupt- und Personalamt 

 4. Referat WFB 
  Stadtkämmerei (2) 

 5. Amt für Revision 
 6. L/OB-K 
 7. Hauptaktei 

 
III. 1. Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN  

 2. CDU-Fraktion 
 3. SPD-Fraktion 
 4. Fraktionsgemeinschaft Die FrAKTION  
  LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

 5. Fraktionsgemeinschaft PULS 
 6. FDP-Fraktion 
 7. Fraktion FW 

 8. AfD-Fraktion 
 9. StRin Yüksel (Einzelstadträtin) 

 

 
kursiv = kein Papierversand 


